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STAATSGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1945 Ausgegeben am 13. Oktober 1945 48. Stück

192. Verordnung: Weinerfassungsverordnung 1945.
193. Verordnung: Teilweise Abänderung der Verordnung vom 31. Juli 1945, St. G. Bl. Nr. 108.
1 9 4 . Verordnung: Identitätsausweis-Verordnung.

1 9 2 . Verordnung des Staatsamtes für Land-
und Forstwirtschaft vom 5. Oktober 1945
über die Erfassung und teilweise Sicherung
der Weinernte 1945. (Weinerfassungsver-

ordnung 1945.)
Auf Grund des Gesetzes vom 3. Juli 1945,

St. G. Bl. Nr. 69, über das Verordnungsrecht des
Staatsamtes für Land- und Forstwirtschaft, be-
treffend landwirtschaftliche Erzeugnisse, wird
verordnet:

§ 1. (1) Alle Weinerzeuger und Winzer-
genossenschaften haben ihre heurige Weinernte
binnen acht Tagen schriftlich bei dem nach dem
Orte der Einlagerung zuständigen Gemeindeamt
(in Wien beim Bezirksvorsteher) anzumelden.
Die Meldungen sind nach dem Muster der Bei-
lage in zweifacher Ausfertigung zu erstatten.

(2.) Der heurige Weinmost ist hiebei mit
90 Prozent als Weinernte einzusetzen.

(3) In der Anmeldung sind gesondert auch die
bereits veräußerten Mengen an Trauben, Maische
und Most unter Angabe des Erstehers auszu-
weisen.

(4) Weinerzeuger, deren vorjährige Ernte
100 Liter nicht überschritten hat und die auch
heuer keine diese Menge übersteigende Ernte
zu erwarten haben, sind von der Anmeldung
befreit.

§ 2. (1) Die Überprüfung der in den Meldungen
gemachten Angaben obliegt Kontrollkommis-
sionen, die aus einem Vertreter des Bürger-
meisters (Bezirksvorstehers) und zwei von der
Bezirksbauernkammer betrauten ortsansässigen
Weinbautreibenden bestellen.

(2) Die Kontrollkommissionen sind von den
Bürgermeistern (Bezirksvorstehern) und den
Bezirksbauernkammern in solcher Anzahl zu
bilden, daß die Nachprüfung bis 5. November
1945 beendet ist.

§ 3. (1) Die Bürgermeister (Bezirksvorsteher)
sammeln die erstatteten Meldungen und über-
mitteln eine Ausfertigung bis zum 28. Oktober
1945 der Landeslandwirtschaftskammer.

(2) An die gleiche Stelle haben die Kontroll-
kommissionen bis spätestens 10. November 1945
auf Grund der gemäß § 2 vorgenommenen Nach-
prüfungen einen Ergänzungsbericht zu erstatten.

(3) Die Landeslandwirtschaftskammern sind
verpflichtet, dem Staatsamt für Land- und Forst-
wirtschaft auf Grund der eingelangten Meldungen
bis 30. November 1945 eine nach Gemeinden
gegliederte Übersicht über die angemeldeten und
sichergestellten Weinmengen vorzulegen.

§ 4. (1) Von der heurigen Weinernte werden
für eine spätere Ablieferung 30 Prozent sicher-
gestellt; die Sicherstellung entfällt insoweit, als
die verbleibenden 70 Prozent die Menge von
250 Litern nicht übersteigen.

(2) Die Sicherstellung hat die Wirkung, daß
jedes Rechtsgeschäft (Veräußerung, Tausch usw.)
über den sichergestellten Wein nichtig und auch
dessen Verwendung für den eigenen Gebrauch
verboten ist. Verlagerungen außerhalb der Ge-
meinde des Erzeugerbetriebes dürfen nur gegen
schriftliche Anzeige an die Landeslandwirtschafts-
kammer erfolgen.

(3) Die Weinerzeuger und Winzergenossen-
schaften sind verpflichtet, den sichergestellten
Wein (Most) sorglich zu behandeln und ihn zur
Ablieferung bereitzuhalten.

§ 5. (1) Bis 10. November 1945 ist der gesamte
Verkehr mit Weinmost (Jungwein) bei den Er-
zeugern und Winzergenossenschaften gesperrt.
Veräußerungen sind jedoch zulässig, wenn eine
von der Gemeinde bestätigte Bescheinigung der
Kontrollkommission (§ 2) beigebracht wird, daß
durch die Veräußerung keine Gefährdung der
Ablieferungspflicht eintritt.

(2) Die Bescheinigung [Abs. (1)] dient für den
Verfrächter oder Ersteher als Nachweis dafür,
daß es sich nicht um ablieferungspflichtigen Wein
handelt.

§ 6. Wo Landeslandwirtschaftskammern oder
Bezirksbauernkammern nicht bestehen, bestimmt
das Staatsamt für Land- und Forstwirtschaft nach
Anhörung der Landeshauptmannschaft (des
Magistrates der Stadt Wien) jene Stellen oder
Personen, welche die in dieser Verordnung den
Landeslandwirtschaftskammern (Bezirksbauern-
kammern) übertragenen Aufgaben durchzuführen
haben.

§ 7. Zuwiderhandlungen gegen diese Ver-
ordnung werden als Verwaltungsübertretungen
nach § 4 des Gesetzes vom 3. Juli 1945, St. G. Bl.
Nr. 69, bestraft. Kraus
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193. Verordnung des Staatsamtes für Land-
und Forstwirtschaft vom 5. Oktober 1945,
womit die Verordnung vom 31. Juli 1945,
St. G. Bl. Nr. 108, teilweise abgeändert wird.

Auf Grund des Gesetzes vom 3. Juli 1945,
St. G. Bl. Nr. 69, über das Verordnungsrecht des
Staatsamtes für Land- und Forstwirtschaft, be-
treffend landwirtschaftliche Erzeugnisse, wird
verordnet:

§ 1. (1) Von dem im § 3 der Verordnung des
Staatsamtes für Land- und Forstwirtschaft vom
31. Juli 1945, St. G. Bl. Nr. 108, über die Erfas-
sung, Aufbringung und Ablieferung von Ge-
treide, Hülsenfrüchten und Kartoffeln ausge-
sprochenen Verbot, wird die Veräußerung von
Hafer, Hirse, Buchweizen, Futterhülsenfrüchten,
Heu, Stroh, Futterrüben und für Futterzwecke
bestimmten Wurzelfrüchten an die vom öster-
reichischen Getreidewirtschaftsverband hiefür be-
stellten Gebietsaufkäufer ausgenommen.

(2) Veräußerungen an den Gebietsaufkäufer
werden als Ablieferung angerechnet.

§ 2. Die Bestimmungen der §§ 5 und 6 der
Verordnung vom 31. Juli 1945, St. G. Bl. Nr. 108,
über Ablieferungsscheine, Anbots- und Über-
nahmspflicht sind sinngemäß anzuwenden.

§ 3. Zuwiderhandlungen gegen diese Verord-
nung werden nach § 4 des Gesetzes vom 3. Juli
1945, St. G. Bl. Nr. 69, bestraft.

Kraus

194. Verordnung des Staatsamtes für Inneres
vom 8. Oktober 1945, betreffend die Ein-
führung von Identitätsausweisen (Identitäts-

ausweis-Verordnung).

Auf Grund des § 1, Abs. (2), des Gesetzes vom
12. September 1945, St. G. Bl. N r . 180, betreffend
das Paßwesen (Paßgesetz), wird ve ro rdne t :

§ 1. Alle österreichischen Staatsbürger, die
ihren ordentlichen Wohns i t z oder dauernden
Aufenthal t im Gebiet der Republ ik Österreich
haben, sind v o m vollendeten 15. Lebensjahr an
verpflichtet, einen nach den Best immungen dieser
Vero rdnung ausgestellten Identitätsausweis stets
bei sich zu führen und auf amtliches Verlangen
vorzuweisen.

§ 2. (1) Die Identitätsausweise sind nach dem
angeschlossenen Muster in deutscher, englischer,
französischer und russischer Sprache auszustellen
und mi t einem Lichtbild zu versehen.

(2) Sie sind öffentliche U r k u n d e n und gelten
im Inland als vollwertige Lichtbildausweise.

§ 3. (1) Zur Ausstellung der Identitätsausweise
ist die Bezirksverwaltungsbehörde, in Or ten , für
die eine staatliche Polizeibehörde besteht, diese
berufen (Paßbehörde).

(2) Örtlich zuständig ist die Paßbehörde, in
deren Bereich der Antragstel ler seinen orden t -
lichen Wohns i t z oder dauernden Aufenthal t ha t .

(3) Ober Berufungen gegen Bescheide der Paß-
behörden entscheidet die örtlich zuständige
Sicherheitsdirektion, in letzter Instanz das Staats-
amt für Inneres.

§ 4. (1) Zwecks Ausstellung des Identi tätsaus-
weises hat der Antragstel ler grundsätzlich per-
sönlich vo r der Paßbehörde zu erscheinen und
die zum Nachweis der österreichischen Staats-
bürgerschaft, der Geburtsdaten, des Berufes und
des Wohnsi tzes (dauernden Aufenthaltes) erfor-
derlichen Personaldokumente sowie zwei Licht-
bilder vorzulegen. Bestehen begründete Bedenken
gegen die Ident i tä t des Antragstellers, so kann
die Behörde die Beibringung von zwei Ident i tä ts-
zeugen verlangen. Der Antragstel ler m u ß durch
seine Unterschrif t bestätigen, daß er einen Iden-
titätsausweis im Sinne dieser V e r o r d n u n g noch
nicht besitzt [§ 8, Abs. (1)].

(2) Kann der Antragstel ler aus triftigen G r ü n -
den (zum Beispiel wegen schwerer Körperbehinde-
rung, Krankhei t , schwieriger Erreichbarkeit der
Paßbehörde u. dgl.) nicht persönlich bei der
Behörde erscheinen, so kann er sich durch eine
handlungsfähige, mit einer schriftlichen Voll-
macht versehene Person ver t re ten lassen. In
diesem Fall ist von der Beibringung von Iden-
ti tätszeugen n u r dann abzusehen, wenn der A n -
tragsteller amtsbekannt ist. Die Unterschrif t des
Antragstellers im Identitätsausweis u n d auf dem
amtlichen Evidenzblat t (§ 10) ist nachzutragen,
sobald das Hindernis für sein Erscheinen v o r der
Behörde weggefallen ist.

§ 5 . (1) Die Lichtbilder sind in zwei Gleich-
stücken in der Größe von 5 X 6 cm (Hochformat)
vorzulegen, müssen den Antragstel ler ohne Kopf-
bedeckung darstellen, aus neuerer Zeit s tammen
und die Ident i tä t der dargestellten Person mi t
dem Antragstel ler zweifelsfrei e rkennen lassen.

(2) Eines der Lichtbilder ist im Ident i tä tsaus-
weis, das zweite auf dem von der Paßbehörde
zum Amtsgebrauch anzulegenden Evidenzblat t
dauerhaft zu befestigen. Beide Lichtbilder sind
vom Antragstel ler deutlich lesbar mi t dem vollen
N a m e n zu unterschreiben u n d mi t dem A m t s -
siegel zu überstempeln.

(3) Bei schreibunkundigen Personen ist die
Unterschrift durch ein amtlich beglaubigtes
Handzeichen und durch einen Ve rmerk der Paß-
behörde, daß der Antragstel ler des Schreibens
unkundig ist, zu ersetzen.

§ 6. (1) Identitätsausweise mi t wesentlichen
Mängeln sind ungült ig . Ein wesentlicher Mangel
liegt insbesondere dann vor, wenn in einem
Identitätsausweis die Angaben des Vor - und Zu-
namens oder der Staatsbürgerschaft des Inhabers,
dessen Lichtbild oder Unterschrift , die Über -
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stempelung des Lichtbildes, das Ausstellungs-
datum, das Amtssiegel der Paßbehörde oder die
Unterschrift des ausfertigenden Beamten fehlen
oder unkenntlich geworden sind.

(2) Ein Identitätsausweis mit wesentlichen
Mängeln ist, sofern deren Behebung nicht nach
§ 7 möglich ist, einzuziehen.

(3) Wenn das im Identitätsausweis angebrachte
Lichtbild den Inhaber nicht mehr zweifelsfrei er-
kennen läßt, kann die Paßbehörde die Einziehung
und Ausstellung eines neuen Identitätsausweises
anordnen.

§ 7. (1) Berichtigungen, Ergänzungen und
sonstige Eintragungen dürfen in einem Identitäts-
ausweis nur von der Paßbehörde unter Beisetzung
des Datums, des Amtssiegels und der Unterschrift
des eintragenden Beamten vorgenommen werden.

(2) Radierungen in einem Identitätsausweis sind
unzulässig.

§ 8. (1) Jede Person darf nur e i n e n Identitäts-
ausweis besitzen.

(2) Der Inhaber eines Identitätsausweises hat
diesen unverzüglich der Paßbehörde zurück-
zustellen, wenn er die österreichische Staats-
bürgerschaft verloren hat.

(3) Bei Ausstel lung eines neuen Ident i tä tsaus-
weises ist der alte Identi tätsausweis von der
Paßbehörde einzuziehen.

§ 9. (1) Die Über lassung des Identitätsausweises
an eine andere Person sowie die V e r w e n d u n g
fremder Identi tätsausweise ist ve rbo ten .

(2) Der Verlust des Identitätsausweises ist u n -
verzüglich der Paßbehörde , die ihn ausgestellt
hat , anzuzeigen.

§ 10. (1) Die Paßbehörden haben über die von
ihnen ausgestellten Identi tätsausweise eine
Evidenzkar te i zu führen, in der auch alle Ä n d e -
rungen u n d Einz iehungen zu ve rmerken sind.

(2) F ü r jede Person ist ein Evidenzbla t t anzu-
legen, das die gleichen E in t ragungen wie der
Identitätsausweis zu enthalten hat; es muß mit
dem Lichtbild und der eigenhändigen Unter-
schrift des Inhahers des Identitätsausweises ver-
sehen sein.

§ 11. Wer den Vorschriften dieser Verordnung
zuwiderhandelt, wird von der Paßbehörde gemäß
§ 24 des Paßgesetzes vom 12. September 1945,
St. G. Bl. Nr. 180, mit Geld bis zu 1000 RM
oder mit Arrest bis zu sechs Wochen bestraft.

§ 12. Mit dem Inkrafttreten dieser Verord-
nung treten die Verordnung über Kennkarten
vom 22. Juli 1938, Deutsches R. G. Bl. I S. 913,
und die Verordnung zur Ergänzung der Verord-
nung über Kennkarten vom 5. Dezember 1941,
Deutsches R. G. Bl. I S. 751, außer Kraft.

Honner
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